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38. Sitzung des Ausschusses für Bildung am 30. April 2025

hier: TOP 11 „Studie zu Lagerbildung im Klassenzimmer“ 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

gemäß der Zusage in der Sitzung des Ausschusses für Bildung am 30. April 2025 über-

sende ich Ihnen anbei meinen Sprechvermerk sowie die Empfehlung der Kultusminis-

terkonferenz (KMK) „Interkulturelle und diversitätsbewusste Bildung und Erziehung in 

der Schule“ 

Mit freundlichen Grüßen 

Gez. 

i.V. Bettina Brück

Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und ist auch ohne Unterschrift gültig.

15. Mai 2025

18/7385
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Rede von Staatssekretärin Brück  

anlässlich der Sitzung des Ausschusses für Bildung am 30. April 2025  

Es gilt das gesprochene Wort 

Vorlage 18/7259: Studie zu Lagerbildung im Klassenzimmer 

Die in dem Berichtsantrag angesprochene Studie zur Lagerbildung im Klassenzimmer 

„Diversity and Cooperation“ wurde 2024 vom Centre of Economic Studies (CESifo) an 

der Ludwig-Maximilians-Universität München (LMU) und dem ifo Institut herausgege-

ben.  

Die Studie wurde in enger Zusammenarbeit mit den Bildungsministerien der Länder 

Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen geplant und an Schulen beider Länder 

durchgeführt. Die Autorinnen und Autoren haben hierbei bewusst Schulen in Ballungs-

zentren ausgewählt, in denen der Anteil der Schülerinnen und Schüler mit Migrations-

hintergrund über dem Durchschnitt liegt.  

Untersucht wird, wie sich die ethnische Zusammensetzung in deutschen Schulen auf 

Zusammenarbeit und Vertrauen zwischen Gruppen auswirkt. Mithilfe einer quasi-zufäl-

ligen Zuweisung von Schülerinnen und Schülern zu Klassenzimmern analysierten die 

Autorinnen und Autoren unterschiedliche Ausprägungen von Diversität innerhalb von 

Peer-Gruppen. In Kombination mit einem groß angelegten, anreizbasierten Feldexperi-

ment auf Grundlage eines Investitionsspiels wurde die gruppeninterne Voreingenom-

menheit gemessen.  

Die Ergebnisse zeigen, dass der sogenannte In-Group Bias besonders stark in kulturell 

polarisierten Klassenzimmern ausgeprägt ist.  

Die Tendenz, Mitglieder der eigenen sozialen Gruppe gegenüber Mitgliedern anderer 

Gruppen systematisch zu bevorzugen, findet dort verstärkt statt, wo sich zwei gleich 

große Gruppen von Schülerinnen und Schülern mit und ohne Migrationshintergrund be-

finden. Umgekehrt tritt der In-Group Bias in anderen Konstellationen deutlich schwächer 

auf, also in Klassen, in denen sich eine Mehrheit und eine Minderheit befindet oder in 

denen es gleichgroße Minderheiten gibt. Die Studie weist darauf hin, dass negative Er-

fahrungen in solchen Umgebungen zu stärkeren Vorurteilen führen können.  
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Dier Autorenschaft leitet mögliche Maßnahmen aus den Erkenntnissen der Studie ab, 

um existierende Vorurteile und Stereotypen bei jungen Menschen abzubauen. So wer-

den z. B. organisatorischen Maßnahmen wie eine zufällige Sitzplatzvergabe vorge-

schlagen, um Gruppenstrukturen innerhalb der Klasse aufzubrechen und interkulturelle 

Freundschaften zu erleichtern. 

Die Forscherinnen und Forscher schlagen beispielsweise auch vor, Lehrpläne stärker 

auf Inklusion auszurichten und interkulturelle Kompetenzen bewusster zu fördern: Die-

sen Weg geht Rheinland-Pfalz bereits konsequent.   

Klar ist aber auch, der in der Studie festgestellte Mangel an Vertrauen unter den Teil-

nehmenden der genannten Fallkonstellationen, d. h. die „In-Group Bias“ ist kein neues 

Phänomen. Die Wissenschaft hat bereits vor Jahrzehnten herausgefunden, dass will-

kürliche Unterscheidungsmerkmale innerhalb kürzester Zeit, also Minuten, zu Vorurtei-

len, Stereotypen und Diskriminierung gegenüber einer sog. „Fremdgruppenabwertung“ 

führen. 

So gehört zur Lebenswirklichkeit in Schulen, dass mit Heterogenität in den Klassen um-

gegangen wird, so wie es die Autorinnen und Autoren der Studie fordern. 

Hierbei ist die KMK-Empfehlung „Interkulturelle und diversitätsbewusste Bildung und 

Erziehung in der Schule“ eine wesentliche Handlungsempfehlung für den Unterricht und 

die Schulgemeinschaft. 

Darüber hinaus hat das Ministerium für Bildung zahlreiche Maßnahmen, über die be-

reits ausführlich im Ausschuss berichtet wurde, an rheinland-pfälzischen Schulen plat-

ziert:  

Hierzu zählen beispielsweise die Schulsozialarbeit, die Primärprävention zur Vermitt-

lung von Toleranz, Respekt und Vielfalt, oder die Maßnahmen der Sprachförderung. 

Sprachbildung und Interkulturalität sind außerdem fester Bestandteil der Lehrkräftebil-

dung. 

Angesichts wachsender Polarisierung im politischen Diskurs kommt auch der Demo-

kratiebildung in den Schulen eine hohe Bedeutung zu. Sie hat das Ziel, jungen Men-

schen ein Wertefundament zu vermitteln, das für alle Schülerinnen und Schüler einer 

Klasse gilt und das Fundament des Zusammenlebens bildet. Es geht auch um die 



3 
 

Schaffung einer demokratischen Kultur an der Schule. Hier leiten auch Instrumente wie 

der Klassenrat, die schulischen Demokratietage, die Gedenkarbeit, die Europabildung 

oder auch andere Maßnahmen, wie sie z. B. die Schulen der Zukunft oder die Modell-

schulen für Demokratie und Partizipation erproben, einen wichtigen Beitrag. 

Die Ergebnisse der Studie hat das Ministerium für Bildung selbstverständlich mit Inte-

resse wahrgenommen und wird diese sorgfältig prüfen. Wie das ifo-Institut zurecht in 

anderen Studien aber auch feststellt, braucht Deutschland Zuwanderung, wenn man 

als starke Wirtschaftsnation und als funktionierender Sozialstaat weiterbestehen möch-

ten. Deswegen ist es wichtig, sich den Herausforderungen der Migration zu stellen, um 

das Land nach vorne zu bringen, und genau das tut Rheinland-Pfalz bereits. 



 

Kultusminister 
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Interkulturelle Bildung und Erziehung in der Schule 

(Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 25.10.1996 i. d. F. vom 05.12.2013) 
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Vorbemerkung 

 

Vor dem Hintergrund einer durch Globalisierung, Migration, das Zusammenwachsen Euro-

pas, Fluchtbewegungen etc. bewirkten kulturellen Pluralisierung unserer Gesellschaft einer-

seits und der ausländerfeindlichen Ausschreitungen Anfang der 90er Jahre andererseits hat 

sich die Kultusministerkonferenz den Herausforderungen und Fragen gestellt, die sich aus 

diesen Entwicklungen und Ereignissen für Bildung und Erziehung in der Schule ergaben, und 

1996 erstmals „Empfehlungen zur Interkulturellen Bildung und Erziehung in der Schule“ 

formuliert. In diesem Orientierungsrahmen für die gemeinsame interkulturelle Bildung und 

Erziehung aller Schülerinnen und Schüler wurde interkulturelle Bildung als Querschnittsauf-

gabe von Schule definiert. 

Seitdem haben sich sowohl die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen als auch die inhaltli-

che Ausrichtung interkultureller Bildung verändert, sodass eine Revision und Neuformulie-

rung der Empfehlungen notwendig wurde. Mit der vorliegenden Überarbeitung wird die Emp-

fehlung der Kultusministerkonferenz von 1996 fortgeschrieben und aktualisiert. 

Mit der wachsenden sozio-kulturellen Vielfalt und den damit verbundenen Anforderungen an 

eine gleichberechtigte Teilhabe aller in jedem Bereich des gesellschaftlichen Lebens sind die 

interkulturelle Öffnung und der Abbau struktureller Diskriminierung zu besonderen Heraus-

forderungen geworden. Schulen stehen vor der Aufgabe, allen Kindern und Jugendlichen un-

abhängig von ihrer Herkunft umfassende Teilhabe an Bildung und Chancen für den größt-

möglichen Bildungserfolg zu eröffnen, zur erfolgreichen Gestaltung von Integrationsprozes-

sen und damit zu einem friedlichen, demokratischen Zusammenleben beizutragen und Orien-

tierung für verantwortungsbewusstes Handeln in der globalisierten Welt zu vermitteln.  

Die Schulen sind gefordert, pädagogische Handlungskonzepte für den Umgang mit Vielfalt zu 

entwickeln und umzusetzen. Das gemeinsame Lernen in allen Fächern ist eine zentrale Vo-

raussetzung für interkulturelle Lernprozesse. Diese können insbesondere durch die Beschäfti-

gung mit Sprache und Mehrsprachigkeit im Fremd- oder Herkunftssprachenunterricht und 

internationale Schulpartnerschaften unterstützt werden. Hierzu wird auf die Ausführungen in 

den „Empfehlungen der Kultusministerkonferenz zur Stärkung der Fremdsprachenkompe-

tenz“ (Beschluss der KMK vom 08.12.2011) verwiesen. Interkulturelle Kompetenz, deren 

Erwerb eine Kernkompetenz für das verantwortungsvolle Handeln in einer pluralen, global 

vernetzten Gesellschaft ist, bedeutet aber nicht nur die Auseinandersetzung mit anderen Spra-

chen und Kulturen, sondern vor allem die Fähigkeit, sich selbstreflexiv mit den eigenen Bil-

dern von Anderen auseinander und dazu in Bezug zu setzen sowie gesellschaftliche Rahmen-

bedingungen für die Entstehung solcher Bilder zu kennen und zu reflektieren.  
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1 Ziele und allgemeine Grundsätze 

Die Verwirklichung gleichberechtigter Teilhabe hängt in hohem Maße davon ab, inwieweit es 

dem Bildungssystem, aber auch der einzelnen Schule gelingt, allen Schülerinnen und Schü-

lern unabhängig von ihrem sozio-kulturellen Hintergrund einen qualifizierten Schulabschluss 

zu ermöglichen. Damit diese gleichermaßen ihre Potenziale entfalten und interkulturelle 

Kompetenzen sowie Grundlagen für ein erfolgreiches Berufsleben und für lebenslanges Ler-

nen erwerben, bedarf es einer Schule der Vielfalt, die frei ist von offener und versteckter Dis-

kriminierung und sich bewusst auf die soziale, kulturelle und sprachliche Heterogenität der 

Schülerschaft ausrichtet.  

Die folgenden Grundsätze bilden den Orientierungsrahmen für die systematische interkultu-

relle Entwicklung von Schulen. 

 

Schule nimmt Vielfalt zugleich als Normalität und als Potenzial für alle wahr. 

Das bedeutet: 

- Die Schule versteht sich als Lern- und Lebensort für alle, sie begegnet allen 

Schülerinnen und Schülern mit Wertschätzung und entwickelt eine interkultu-

rell sensible Dialog- und Konfliktkultur einschließlich des Aushandelns ge-

meinsamer Grundlagen für das Schulleben, so dass sich alle Mitglieder der 

Schulgemeinschaft einbezogen fühlen. 

- Sie stellt an alle Schülerinnen und Schüler hohe Erwartungen und bietet ihnen 

entsprechende individuelle Unterstützung. Sie schätzt und nutzt Erfahrungen 

und besondere Kompetenzen aller Schülerinnen und Schüler als Ressourcen 

für Bildung und trägt zu ihrer Entfaltung und Weiterentwicklung bei.  

- Sie tritt aktiv der Diskriminierung einzelner Personen oder Personengruppen 

entgegen. Sie prüft, inwieweit Strukturen, Routinen, Regeln und Verfahrens-

weisen auch unbeabsichtigt benachteiligend und ausgrenzend wirken, und 

entwickelt Handlungsansätze zu deren Überwindung. 

- Sie nimmt die sprachlich-kulturelle Vielfalt ihrer Schüler- und Elternschaft als 

Chance für interkulturelles Lernen bewusst wahr und berücksichtigt diese in 

der schulprogrammatischen Arbeit. Hierzu gehören auch die Würdigung und 

Förderung der sprachlichen Kompetenzen mehrsprachig aufwachsender Schü-

lerinnen und Schüler. 

- Die Schule heißt alle Schülerinnen, Schüler und ihre Eltern willkommen. Sie 

informiert und berät sie individuell während des gesamten Bildungsweges und 

eröffnet ihnen umfassende Mitwirkungsmöglichkeiten. 
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Schule trägt zum Erwerb interkultureller Kompetenzen im Unterricht aller Fächer und 

durch außerunterrichtliche Aktivitäten bei. 

Das bedeutet: 

Die Schule unterstützt die Schülerinnen und Schüler beim Erwerb interkultureller Kompeten-

zen u. a. dadurch, dass sie Lernanlässe zu folgenden sich gegenseitig bedingenden Dimensio-

nen gestaltet: 

- Wissen und Erkennen:  

Kulturen als sich verändernde kollektive Orientierungs- und Deutungsmuster wahr-

nehmen,  

Entstehung und Wandel soziokultureller Phänomene und Strömungen analysieren, 

Einfluss kollektiver Erfahrungen aus Vergangenheit und Gegenwart auf interkulturelle 

Begegnungen erkennen, insbesondere hinsichtlich der Entstehung von Fremdbildern. 

 

- Reflektieren und Bewerten: 

eigene kulturgebundene Prägungen und Deutungsmuster sowie gegenseitige soziale 

Zuordnungen und Stereotypisierungen reflektieren, 

Offenheit gegenüber Anderen und anderen Deutungsmustern entwickeln, 

Widersprüche zu eigenen Deutungsmustern in der Kommunikation mit Anderen aus-

halten sowie soziokulturelle Entwicklungsprozesse aus mehreren Perspektiven be-

trachten.  

 

- Handeln und Gestalten: 

Mitverantwortung für die Entwicklung gleichberechtigter Teilhabe im persönlichen, 

schulischen und gesellschaftlichen Bereich übernehmen, 

bewusst gegen Diskriminierung und Rassismus eintreten, 

in der Kommunikation und Zusammenarbeit mit Anderen soziokulturelle, interessen-

bedingte oder sprachliche Barrieren überwinden,  

Interessen respektvoll aushandeln und Konflikte friedlich austragen. 
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Schule ist zentraler Ort für den Erwerb bildungssprachlicher Kompetenzen 

Das bedeutet: 

Die Schule sorgt dafür, dass Schülerinnen und Schüler unabhängig von ihrer Herkunft und 

den außerschulischen Lern- und Lebensbedingungen im Unterricht und im Rahmen außerun-

terrichtlicher Aktivitäten die geforderten Kompetenzen erwerben können. Den Erwerb bil-

dungssprachlicher Kompetenzen organisiert die Schule als durchgängige Aufgabe aller Schul-

stufen und Fächer.  

 

Schule gestaltet aktiv Bildungs- und Erziehungspartnerschaften mit Eltern  

Das bedeutet: 

Die Schule entwickelt eine Kultur der Wertschätzung und Anerkennung, der Teilhabe und 

Mitwirkung gegenüber Eltern. Sie berücksichtigt deren sprachliche und kulturelle Heterogeni-

tät sowie unterschiedliche Vorerfahrungen mit Schule in Deutschland und bietet ihnen ver-

schiedene, auch niedrigschwellige Kontakt- und Kooperationsmöglichkeiten. Sie initiiert ge-

zielt Maßnahmen zur Beteiligung von Eltern am Schulleben, im Unterricht und in den Gremi-

en. 

 

2 Maßnahmen der Bildungsverwaltungen 

Im Beitrag der Länder zum „Nationalen Aktionsplan Integration“, Handlungsfeld „Bildung, 

Ausbildung, Weiterbildung“, haben sich die Länder 2012 verpflichtet, 

- Maßnahmen zur Optimierung der Rahmenbedingungen für gleichberechtigte Teilha-

bemöglichkeiten und Zugänge zu Bildung, Ausbildung und allgemeiner Weiterbildung 

sowie zur Stärkung interkultureller Kompetenzen aller Schülerinnen und Schüler zu 

unternehmen; 

- die Erzieher- und Lehreraus- und -weiterbildung bedarfsgerecht weiterzuentwickeln 

und die interkulturellen Kompetenzen des pädagogischen Personals zu stärken; 

- den Anteil von Lehramtsanwärterinnen und -anwärtern, Lehrkräften, Erzieherinnen 

und Erziehern, Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen mit Migrationshintergrund 

zu erhöhen sowie 

- die Zusammenarbeit mit Eltern auszubauen und Unterstützungspotenziale im sozialen 

Umfeld zu aktivieren. 

In zahlreichen Maßnahmen der Länder wurden diese Selbstverpflichtungen bereits umgesetzt. 

Insbesondere sind zu nennen: 
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- Interkulturelle Bildung und Erziehung ist als Aufgabe von Schule in Bildungsplänen 

verankert. 

- Der Umgang mit Heterogenität ist in den  Ländern fester Bestandteil der Lehrerbil-

dung. Zur Erhöhung der interkulturellen Kompetenzen des pädagogischen Personals 

bieten die Fortbildungseinrichtungen in allen Ländern entsprechende Fortbildungen 

an. 

- Alle Länder setzen Maßnahmen zur Sprachförderung – insbesondere von Kindern und 

Jugendlichen, die Deutsch als Zweitsprache lernen – und zum Erwerb bildungssprach-

licher Kompetenzen aller Schülerinnen und Schüler um. Darüber hinaus fördern viele 

Länder den Erhalt und Ausbau mehrsprachiger Kompetenzen von Schülerinnen und 

Schülern. 

- In allen Ländern sind Maßnahmen initiiert, um die Kooperation von Schule mit Eltern 

und insbesondere auch Eltern mit Migrationshintergrund sowie die Öffnung von Schu-

le für ihr regionales Umfeld zu fördern. 

- Viele Länder unternehmen gezielte Anstrengungen, um den Anteil des pädagogischen 

Personals mit Migrationshintergrund zu erhöhen. 

 

3 Umsetzung in der Schule 

3.1 Interkulturelle Bildung und Erziehung im Schulentwicklungsprozess  

Die Entwicklung interkultureller Bildung und Erziehung wird als kontinuierlicher Prozess 

verstanden, der systemisch als Teil der Entwicklung von Schule als lernender Institution ge-

staltet wird.  

Die Schulleitung ist verantwortlich für die Steuerung des Entwicklungsprozesses. In den Ver-

ständigungsprozess über die Bestandsaufnahme, die Ziele und die von ihnen abgeleiteten 

Maßnahmen sind nicht nur einzelne Personen, sondern alle an Schule beteiligten Gruppen mit 

ihren Gremien einzubeziehen.  

Interkulturelle Bildung und Erziehung als Querschnittsaufgabe verlangt, dass die Maßnahmen 

der Entwicklung interkultureller Bildung und Erziehung mit anderen Maßnahmen der Schule 

abgestimmt werden.  

Den Ausgangspunkt für die Entwicklung interkultureller Bildung und Erziehung in einer 
Schule bildet die Frage, inwiefern die Entfaltung von interkultureller Bildung als Schlüssel-
kompetenz aller und als Querschnittsaufgabe die Schulkultur prägt. Dazu gehört auch die 
Auseinandersetzung mit der Frage, ob und welche konkreten Muster von Bildungsbenachtei-
ligung, unterschiedlicher Beteiligung an Schule und Schulzufriedenheit festgestellt werden 
können. 
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Schulbezogene und den Schulen zur Verfügung stehende Daten 

- zum Schulerfolg und zur Lern- und Leistungsentwicklung von Schülerinnen und Schü-

lern bzw. von Schülergruppen,  

- zum Schulklima,  

- zur Schulzufriedenheit und Beteiligung von Schülerinnen und Schülern sowie Eltern 

bzw. Schüler- und Elterngruppen und des Kollegiums sowie  

- sozialräumliche Daten zur Integration der Schülerinnen und Schüler und ihrer Fami-

lien im Schul- und Wohnumfeld  

bilden dafür eine Grundlage.  

 

3.2 Entwicklung von Maßnahmen zur interkulturellen Bildung und  

Erziehung  

Im Folgenden werden geeignete Maßnahmen zur pädagogischen Gestaltung interkultureller 
Bildung und Erziehung entsprechend den unter Punkt 1 genannten Grundsätzen aufgeführt. 

 

Schule nimmt Vielfalt als Potenzial wahr 

- Entwicklung und Umsetzung eines geregelten Aufnahmesystems für neue Schülerin-

nen und Schüler – insbesondere solche ohne ausreichende Deutschkenntnisse, das 

ihnen eine individuelle Unterstützung und ihre schnellstmögliche Integration in das 

Schulleben ermöglicht, 

- adressatengerechte Information und Beratung von Schülerinnen und Schülern und El-

tern, 

- Förderung der Schülerinnen und Schüler durch aktivierenden Unterricht mit gezielter 

Unterstützung der individuellen Lernwege und außerunterrichtliche Angebote, 

- Mentoren- und Förderprogramme insbesondere für bildungsbenachteiligte Schülerin-

nen und Schüler, Peer-Trainings, 

- Entwicklung eines für alle an Schule Beteiligten gültigen Schulhauscodes als dialogi-

scher Prozess zwischen Schülerinnen und Schülern, Eltern und Schulpersonal, Förde-

rung der friedlichen Konfliktaustragung, 

- Förderung und Wertschätzung des Einsatzes der Schülerinnen und Schüler für Demo-

kratie und Menschenrechte und gegen Gewalt, Rassismus, Antisemitismus, Islam-

feindlichkeit und jede andere Form von Diskriminierung, 

- Wertschätzung und Anerkennung der herkunftsbedingten Mehrsprachigkeit. 
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Schule trägt zum Erwerb interkultureller Kompetenzen im Unterricht aller Fächer und 

durch außerunterrichtliche Aktivitäten bei 

- Prüfung der Lehr-/Lernmaterialien im Hinblick darauf, ob die vielschichtige, auch 

herkunftsbezogene Heterogenität der Schülerinnen und Schüler berücksichtigt ist und 

ggf. Ergänzung der Materialien, 

- Förderung der Selbstreflexion, der kritischen Beobachtung des eigenen Standpunkts 

und des eigenen Handelns durch Einbeziehung unterschiedlicher Perspektiven bei der 

Erarbeitung der Unterrichtsinhalte der Fächer. Insbesondere der Unterricht in anderen 

Sprachen kann dazu beitragen, interkulturelle Handlungskompetenzen zu entwickeln, 

- Verdeutlichung unterschiedlicher Orientierungen, Wertungen und Denkmuster, ohne 

Kinder und Jugendliche darauf zu reduzieren und durch die Zuschreibung spezifischer 

Eigenschaften zu etikettieren. Schule kann Gemeinsamkeiten erfahrbar machen und 

Schülerinnen und Schüler ermutigen und unterstützen, Differenz selbstbestimmt zu ar-

tikulieren und sich nicht auf fremdbestimmte Zuschreibungen festlegen zu lassen, 

- Multiperspektivität bei der Erschließung von Lerninhalten, forschendes und koopera-

tives Lernen sowie Förderung einer demokratischen Gesprächskultur als Prinzipien im 

(Fach-)Unterricht,  

- Gestaltung von interkulturellen Lernanlässen im Unterricht, in Projekten und Trai-

nings, durch Einbeziehung der Eltern sowie außerschulischer Partner bzw. durch in-

ternationale Schulpartnerschaften und Schüleraustausch. Dabei nutzen Schulen die 

Bandbreite des internationalen Schulaustausches von kleinen virtuellen Partnerschaf-

ten bis hin zu großen multilateralen Projekten, von individuellen Auslandsaufenthalten 

ihrer Schülerinnen und Schüler bis zu internationalen Fortbildungen der Lehrkräfte. 

Dabei ist es wichtig, die internationalen und interkulturellen Lernangebote mit dem 

fachlichen Lernen und den schulischen Curricula eng zu verknüpfen. 

- Angebote in den Bereichen Europabildung, Demokratieerziehung, Globales Lernen 

und Bildung für nachhaltige Entwicklung.  

 

Schule ist zentraler Ort für den Erwerb bildungssprachlicher Kompetenzen 

- Umsetzung der Sprachbildung als Kernaufgabe in jedem Fach, Aufnahme der sprach-

lichen Anforderungen und Ziele in die schulinternen Curricula, 

- Umsetzung der durchgängigen Sprachbildung im Sinne der Gestaltung der Übergänge 

zwischen den Bildungsstufen, 

- Unterstützungsmaßnahmen für Schülerinnen und Schüler mit besonderem Sprachför-

derbedarf und Beachtung und Wertschätzung der Spracherwerbsprozesse von Zweit-

sprachlernenden, 
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- Nutzung der mehrsprachigen Kompetenzen von Schülerinnen und Schülern im Unter-

richt; Förderung mehrsprachiger Kompetenzen durch Unterrichtsangebote in den Her-

kunftssprachen der Schülerinnen und Schüler, 

- Ausweitung sprachbildender Lernangebote über den Unterricht hinaus. 

 

Schule gestaltet aktiv Bildungs- und Erziehungspartnerschaften mit Eltern  

- Etablierung verbindlicher Angebote von Willkommensgesprächen und Willkommens-

ritualen für Eltern neuer Schülerinnen und Schüler, 

- regelmäßige Durchführung zielgruppenspezifischer Informationsveranstaltungen und 

Beratung der Eltern unter Berücksichtigung ihrer spezifischen sprachlichen Vorausset-

zungen sowie unterschiedlichen Erfahrungen und Kenntnissen bezogen auf das deut-

sche Schulsystem, Sicherung auch niedrigschwelliger Kontaktmöglichkeiten für Eltern 

in der Schule bzw. Schaffung von Gelegenheiten zum Erfahrungsaustausch über The-

men und Fragestellungen der Schule (z. B. Einrichtung von Elterncafés), 

- Schaffung vielfältiger, auch niedrigschwelliger Beteiligungsmöglichkeiten von Eltern 

in der Schule, sowie Einbeziehung der Eltern in die Gestaltung einer an Vielfalt orien-

tierten Schulkultur und entsprechender Unterrichtsangebote, 

- Angebote an schulinternen, ggf. zielgruppenspezifischen Elternbildungsmaßnahmen 

und Vermittlung von außerschulischen Elternbildungsmaßnahmen, 

- Qualifizierung und Einbeziehung von Eltern als Multiplikatorinnen oder Multiplikato-

ren gegenüber anderen Eltern, 

- Förderung der Mitbestimmung der Eltern an schulischen Entscheidungsprozessen und 

Ermutigung zur Mitarbeit in schulischen Gremien. 

Voraussetzung für die kontinuierliche Weiterentwicklung einer interkulturellen Öffnung von 

Schule ist, dass die Schule die Ergebnisse der interkulturellen Maßnahmen evaluiert. Das 

heißt konkret: Anhand vorher festgelegter Indikatoren überprüft sie, inwieweit die verabrede-

ten Maßnahmen umgesetzt und die beabsichtigten Ziele erreicht wurden. Dazu werden die 

verschiedenen Einschätzungen von Schülerinnen und Schülern, Eltern und pädagogischem 

Personal eingeholt, ausgewertet und reflektiert. Dabei wird insbesondere geprüft, ob durch die 

Maßnahmen gruppenspezifische Muster von Bildungsbenachteiligung, unterschiedlicher Be-

teiligung an und in Schule und eventuell direkter und indirekter Diskriminierung abgebaut 

werden konnten. Schlussfolgerungen für die Weiterentwicklung bzw. Optimierung der durch-

geführten Maßnahmen werden gezogen und für den weiteren Schulentwicklungsprozess ge-

nutzt.   

 

 



    

 Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland   

    
  Seite 10  

 
4 Unterstützungssysteme 

Eine erfolgreiche Umsetzung interkultureller Bildung und Erziehung vor Ort wird durch 

Rahmenvorgaben auf inhaltlicher und struktureller Ebene, durch Beratung und Qualifizierung 

des Personals der Schule sowie durch Zusammenarbeit der Schulen mit Partnern, die zum 

Bildungserfolg und zum Erwerb interkultureller Kompetenzen beitragen können, unterstützt. 

Die Länder (Ministerien/Behörden) haben in Rahmenvorgaben interkulturelle Bildung und 

Erziehung und interkulturelle Öffnung von Schule verankert. Interkulturelle Bildung und Er-

ziehung wird ausgewiesen   

- als Schlüsselkompetenz und Querschnittsaufgabe in den Bildungsplänen,   

- als ein Ziel von Schulentwicklung in den Orientierungsrahmen zur Schulqualität und 

kann damit als ein Gütekriterium von der Schulinspektion überprüft werden, 

- in den länderspezifischen Handlungskonzepten zur Integration von Zuwanderinnen 

und Zuwanderern und damit zu einem Indikator für das Monitoring der Integrations-

konzepte, 

- in den Anforderungen für alle Phasen der Lehrerausbildung. 

Darüber hinaus verfolgen viele Länder Strategien, um den Anteil von Lehrkräften und ande-

rem pädagogischen Personal mit Migrationshintergrund in den Schulen zu erhöhen.  

Die Fortbildungseinrichtungen der Länder unterstützen die Schulen bei der interkulturellen 

Öffnung. Dazu zählen (Weiter-)Qualifizierungs- und Beratungsangebote für die Lehrkräfte 

sowie die Herausgabe von Handreichungen und Unterrichtsmaterialien. Die Anforderungen 

an die Fortbildung sind angesichts der komplexen Ziele sehr hoch. Über die Wissensvermitt-

lung hinaus kommt die Aufgabe hinzu, dem pädagogischen Personal Lern- und Erfahrungs-

möglichkeiten zu bieten, um sowohl die eigenen Wahrnehmungen, Empfindungen und Ge-

wohnheiten zu erkennen und zu verstehen als auch zu lernen, mit der Wahrnehmung von tat-

sächlicher oder angenommener Verschiedenheit produktiv umzugehen.  

Ein langfristig angelegter Veränderungsprozess einer Schule als gesamte Einrichtung ver-

spricht größere Wirksamkeit als isolierte Fortbildungsmaßnahmen von Einzelpersonen. Die 

Qualifizierung für vereinbarte Maßnahmen und deren Umsetzung sollte in Teams erfolgen. 

Damit können die Abhängigkeit von einzelnen Personen vermindert und gleichzeitig die Ent-

stehung professioneller Lerngemeinschaften gefördert werden, die gemeinsam den Umset-

zungsprozess kritisch reflektieren und vorantreiben können. 

 

5 Hinweise für eine Zusammenarbeit mit außerschulischen Partnern 

Im Rahmen der Umsetzung interkultureller Bildung und Erziehung sollen Kooperationen von 

Schulen mit außerschulischen Partnern dazu beitragen, über den Unterricht und das Lernen in 

der Schule hinausgehend, authentische Lernsituationen und ein Unterstützungsnetz für den 

Kompetenzerwerb und Bildungserfolg aller Kinder und Jugendlichen zu schaffen. 
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Wichtige Kooperationspartner der Schulen sind: 

- abgebende und aufnehmende Bildungseinrichtungen (Kindertagesstätten, Grundschu-

len, weiterführende Schulen, Berufsbildungseinrichtungen), um für die einzelnen Kin-

der und Jugendlichen bruchlose Übergänge in ihrer Bildungsbiographie zu ermögli-

chen, 

- Jugend- und Sozialämter, die auf den individuellen Bedarf einzelner Kinder und Ju-

gendlicher zugeschnittene Unterstützungsleistungen bereitstellen, 

- Kultur- und Bildungsträger in der Region, die außerschulische Lernangebote zur Ver-

fügung stellen können, 

- Einrichtungen für internationalen Schulaustausch, Bildungspartnerschaften und Ju-

gendwerke, wie z. B. der Pädagogische Austauschdienst, das Deutsch-Polnische Ju-

gendwerk und das Deutsch-Französische Jugendwerk, die Kindern und Jugendlichen 

über ihren gewohnten Rahmen hinausgehende Lebens- und Lernerfahrungen ermögli-

chen, 

- Vereine sowie religiöse und andere gesellschaftliche Organisationen, die den Kindern 

und Jugendlichen Möglichkeiten bieten, Verantwortung für die Gestaltung des Zu-

sammenlebens in der Gesellschaft zu übernehmen und ihre Bereitschaft für die Über-

nahme gesellschaftlichen Engagements fördern; dazu zählen insbesondere auch Mig-

rantenorganisationen als Verbindungsglied zu Migrantencommunities und Familien 

mit Migrationshintergrund, 

- Wirtschaftsunternehmen in der Region, um frühzeitig die Berufsorientierung von 

Schülerinnen und Schülern zu unterstützen und ihnen über Praktika und Projekte zu 

ermöglichen, außerhalb von Schule berufsbezogene Kompetenzen zu erwerben oder 

erworbenes Wissen und individuelle Fähigkeiten anzuwenden, 

- Hochschulen, insbesondere lehrerbildende Institutionen, die mit ihrer Expertise die 

Schulen bei Vorhaben der interkulturellen Schulentwicklung und deren Evaluation un-

terstützen können. Die Schulen bieten ihrerseits für Lehramtsstudierende wichtige 

Praktikumsfelder für den Erwerb interkultureller Kompetenzen. 

 

6 Empfehlungen für die Weiterentwicklung 

Der interkulturellen Öffnung von Schule und der Vermittlung interkultureller Kompetenzen 

durch Schule kommt auch im internationalen Vergleich wachsende Bedeutung als Qualitäts-

merkmal von Schule zu. Für die systematische Entwicklung interkultureller Bildung und Er-

ziehung tragen insbesondere die Schulleitungen Verantwortung. Deshalb ist es wichtig, in den 

Qualifizierungs- und Unterstützungsmaßnahmen für Schulleitungen die Aufgabenfelder „In-

terkulturelle Bildung und Erziehung“ sowie „Durchgängige Sprachbildung“ als Teil des all-

gemeinen Erziehungs- und Bildungsauftrags der Schule verbindlich zu verankern. Die Um-

setzung und Weiterentwicklung der interkulturellen Bildung und Erziehung kann darüber hin-
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aus durch Qualifizierungsmaßnahmen für Mitglieder des pädagogischen Personals gefördert 

werden, die diese in die Lage versetzen, Steuerungsprozesse für die interkulturelle Schulent-

wicklung zu gestalten und Verantwortung für das Gelingen interkultureller Bildung und Er-

ziehung zu übernehmen. 

Zur Förderung der Weiterentwicklung und Verankerung interkultureller Bildung und Erzie-

hung in der Schule sollte der Blick nicht nur auf die einzelne Schule, sondern auf die Ent-

wicklung der Region gerichtet werden. Im Vergleich mit anderen Schulen kann die Qualität 

interkultureller Schulentwicklung in der Region überprüft werden. Förderlich ist die Mitarbeit 

der Schule in regionalen Bildungsnetzwerken, in denen staatliche Ämter, verschiedene Bil-

dungseinrichtungen und -träger, Betriebe und zivilgesellschaftliche Organisationen ein-

schließlich der Migrantenvereinigungen gemeinsam Verantwortung für die Bildung der Kin-

der und Jugendlichen übernehmen, Bildungsangebote aufeinander abstimmen, auswerten und 

weiterentwickeln. Darüber hinaus kann die Schule aus internationalen Kooperationen wichti-

ge Impulse für ihr Konzept interkultureller Bildung und Erziehung gewinnen. 

In den Bildungsplänen und Qualitätsentwicklungsmaßnahmen der Länder sollten die Zielset-

zungen und Grundsätze dieser Erklärung berücksichtigt werden.  

 

 


